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Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 13/7338, 13/9596 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Vereinheitlichung des Unterhaltsrechts 
minderjähriger Kinder (Kindesunterhaltsgesetz - KindUG) 


Bericht der Abgeordneten Gunter Weißgerber, Manfred Kolbe, Oswald Metzger 
und Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 


Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, der Recht- 
sprechung des Bundesverfassungsgerichts zu Arti- 
kel 6 Abs. 5 Grundgesetz zu entsprechen, wonach 
der Gesetzgeber dazu verpflichtet ist, Ungleich- 
behandlungen zwischen ehelichen und nichtehe- 
lichen Kindern zu beseitigen soweit es hierfür keine 
sachlichen Gründe gibt. 

Der Gesetzentwurf sieht umfangreiche Änderungen 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs (Artikel 1), der Zivil- 
prozeßordnung (Artikel 2) sowie einer Vielzahl son- 
stiger Rechtsvorschriften (Artikel 3) vor. Diese Ände- 
rungen des geltenden Rechts zielen darauf ab, das 
Unterhaltsrecht für eheliche und nichteheliche Kin- 
der zu vereinheitlichen. Ferner sollen die Vorteüe des 
Regelunterhaltssystems, nämlich auf schnellem und 
verfahrensrechtlich vereinfachtem Weg Unterhalt zu 
erlangen, in weiterentwickelter Form allen Kindern 
zugute kommen. Zugleich sollen alle Kinder dynami- 
sierte, individuell bemessene Unterhaltsrenten ver- 
langen können. Außerdem sollen die Mögüchkeiten 
zur Erlangung von Auskünften über die für die 
Unterhaltsbemessung maßgeblichen Umstände ver- 
bessert werden. 

Der Gesetzentwurf verursacht dem Bund und den 
Ländern unter Berücksichtigung entsprechender 
Einsparungen im Bereich des Unterhalts Vorschußge- 


setzes, dessen Leistungen an die unterhaltsrecht- 
lichen Leistungen geknüpft sind, die nachfolgend 
aufgelisteten Mehrkosten: 



1998 

1999 

2000 

- in Millionen DM - 

Gesamtkosten .... 

0 

41,015 

82,030 

davon Bund 

0 

20,507 

41,015 

davon Länder .... 

0 

20,507 

41,015 


Darüber hinaus ergeben sich für das Unterhaltsvor- 
schußgesetz Einsparungen durch Verbesserung der 
Rückgriffsmöglichkeiten, die auf 20 bis 30 Mio. DM 
für den Bund pro Haushaltsjahr sowie auf einen glei- 
chen Betrag für die Länder geschätzt werden. Dane- 
ben ergeben sich erhebliche, im einzelnen allerdings 
nicht näher bezifferbare Einsparungen im Bereich 
der Justizhaushalte der Länder. 

Die Finanzplanung des Bundes für die Folgejahre ist 
entsprechend fortzuschreiben. 

Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage des 
Bundes vereinbar. 
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Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Rechtsausschuß vorgelegten Beschlußempfehlung. 
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